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Präsidium des Nationalrates 
Parlament 
Dr. Karl Renner-Ring 3 

1010 Wien 

Ihr Zcichcn 

Betrefl: 

Unser Zeichen 

RS-GSt 

Bcarbeitcr/in 

Roswitha Ortar 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
Rechtspraktikantengesetz geändert wird 

WDW 

FAX 

2446 

2150 

Dllium 

05.04.2000 

Die Bundeskammer für Arbeiter und Angestellte übersendet 25 Exemplare ihrer Stellung­
nahme zu dem im Betreff genannten Gesetz mit der Bitte um Berücksichtigung bei der 
parlamentarischen Beratung. 

Der Präsident: 

Mag Herbert Tumpel 

Beilagen 

Prinz-Eugen-Straße 20-22. A-1041 Wil"rl, Postfach '>H, Tell"forl (011 501 b5 

Der Direktor: 
iA 
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Bundnkaf01T11cr rür I\rbc;tcr und AngCSI<'lllcA( � 
'tm;, 

A -! 04! Wiel!, Pnn�-E/{gcl)-SlrrI/1c !O-!!, 1'0.<1/111'11 534 

Bundesministerium 
für Justiz 
Museumstraße 7 

1070 Wien 

Ihr Zeichen 

599.00/2-111 1/00 

Befre/f: 

Unser Zeichen 

RS-GSt 

�1�tr.i� . . �ß����:. 

Datum 1 O. April 2000 

Verteilt ............... , . . . . ..... . .. .
.

.. . 

Bt.�arbeiler/in �DW 
ValOr FAX 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
Rechtspraktikantengesetz geändert wird 

2339 

2150 

Datum 

29.03.2000 

Die Bundesarbeitskammer dankt für die Gelegenheit zur Stellungnahme zu dem im Betreff 

genannten Gesetzesentwurf. 

Seitens der Bundesarbeitskammer wird der vorliegende Entwurf grundsätzlich begrüßt 

Als unverständlich wird jedoch die Formulierung des § 22 Abs 2 Zif 3 angesehen, in dem 

nur "Dritte", nicht aber auch "Justizbeamte" ausdrücklich angeführt werden. 

Bedenken gibt es hinsichtlich § 22 Abs 5, da Schadenersatz nur bei sexueller Belästigung, 

nicht aber auch bei Diskriminierung gefordert werden kann. 

Prinz-Eugrn-Strafle 2U-.n . .\-1[1'11 \\;(,". l'oSlfach ,>P. -�,'rorl (0)).21 '>01 (,,, 
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BlI1ldcskfll1l1J1er für ArbCller lind Angeslell{{� ]. B/a{{ 

Darüber hinaus wäre seitens der Bundesarbeitskammer gerade bei dem vorliegenden 

Gesetz hinsichtlich der Bezeichnung der Geschlechter die Verwendung einer neutralen 

Sprache wünschenswert. 

Langfristig sollte nach Meinung der Bundesarbeitskammer das gesamte Bundes­

Gleichbehandlungsgesetz auch tür Rechtspraktikanten gelten. 

Der Präsident: Der Direktor: 

Mag Herbert Tumpel Dr Joset Cerny 
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